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£^milienpolitischer Antrag —        52ä5j«sg' 
Lust auf Familie - 

Lust auf Verantwortung 
IW       naDen wir unsere Arbeit unter das 
^!otto „Aufbruch '99" gestellt. In diesem 

•nne haben wir in den Erfurter Leitsätzen 
«sere Ziele formuliert und die Themen be- 

[Jannt, in denen die CDU Defizite aufweist, 
ei denen wir auf neue Fragen neue Ant- 
°rten finden müssen", erklärte Generalse- 
etärin Angela Merkel am vergangenen 

£lenstag, 12.10.1999, vor Journalisten in 
^r|«n. Als ersten Schritt auf dem Weg der 
grammatischen Weiterentwicklung habe 

j, r Bundesvorstand am 11. Oktober den 
^milienpolitischen Leitantrag „Lust auf 

^milie _ Lust auf Verantwortung" für den 
'einen CDU-Parteitag am 13. Dezember 
Schlossen. 

antra
ln?.elnen beschreibe der familienpolitische Leit- 

rer Q
8 den „Wandel der Lebenswirklichkeit in unse- 

denen Se'lschaft" und benenne konkret die Felder, in 
Hier/ 6S ^'nen Politischen Handlungsbedarf gebe. 
Und F" 

Würden die -bessere Vereinbarkeit von Beruf 
lien und"!-116, der 8erecnte Ausgleich zwischen Fami- 
Er?.ieh 

klnderlosen Paaren sowie die Stärkung der 
ngskraft der Familie" gehören. 
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im Wortlaut. Innenteil 



Kurz & gut 

Mitglied werden 
bei der CDU 

bedeutet jetzt auch: Sie 
werden exklusiv infor- 
miert. Seit dem 1. Okto- 
ber gibt es das Mitglie- 
der-Netz „CDUNet": 
Benachrichtungen nicht 
nur auf der Einbahn- 
straße, sondern auch 
zurück in die Parteizen- 
trale. Und: Die Mitglie- 
der können in Zukunft 
online miteinander dis- 
kutieren. Zugang: Über 
dieCDU-Homepage- 
www.cdu.de - mit der 
Kennung „Nachname 
plus Mitgliedsnummer'.' 

Der Transrapid 
kann kommen 

Er muss kommen, er- 
klärt der verkehrspoli- 
tische Sprecher der 
CDU/CSU, Dirk Fischer, 
und begrüßt, dass es 
jetzt wenigstens einen 
einspurigen Fahrweg 
geben soll: unter den ak- 
tuellen Haushaltszwän- 
gen vertretbar. Ähnlich 
werden auch Straßen 
aus Kostengründen häu- 
fig zunächst nur halbsei- 
tig gebaut. 

Vereinsförde- 
rung verbessern 

Erhöhung der Besteue- 
rungs- und Zweckbe- 
triebsgrenzen von 
60.000 auf 120.000 DM, 
Bildung einer zusätzli- 
chen Rücklage bis zu 
50.000 DM jährlich und 
Verdoppelung der 
Übungsleiterpauschale 
von 2.400 auf 4.800 DM: 
das sind die Hauptpunk- 
te eines Gesetzentwurfs, 
mit dem die CDU/CSU 
den Vereinen die Arbeit 
erleichtern will. 

Knapp zehn 
Millionen 

nutzen regelmäßig das 
Internet. Damit sind 22 
Prozent der Deutschen 
regelmäßig online. 
Carola Holtermann von 
AOL: „Damit entwickelt 
sich das Internet lang- 
sam vom Rand- zum 
Massenmedium." 

Vergleichbarer Vorgang  bei uns nicht zu 
Eine erste Ana- 
lyse des Un- 
falls in dem 
japanischen 
Brennelemen- 
tewerk inTo- 
kaimura zeigt: 
Die Ursachen 
liegen in einer 
Kombination 

aus menschli- 
chem Versagen 
und fehlender 
technischer 
Sicherheit. 
„Auch wenn 
aufgrund voll- 
kommen an- 
derer Rahmen- 
bedingungen 

in den Anlagen 
Lingen und 
Gronau ein 
ähnlicher Vor- 
gang ausge- 
schlossen 
scheint',' so die 
energiepoliti- 
schen Experten 
der CDU/CSU, 

Lippold, Pazio- 
rek und Grill, 
„sollte nach 
den japani- 
schen Ereignis- 
sen eine Über- 
prüfung des 
bestehenden 
Sicherheits- 
konzepts in 

erwarten 
Deutschland 
erfolgen." Eine 
Gefährdung 
der Menschen 
in Deutschland 
durch den Un- 
fall in Japan ist 

nicht zu be- 
fürchten. 

8 
DAS WICHTIGSTE I |\|R. 

DER WOCHE 
AUF EINER SEITE 

12 Monate Schröder- 
Regierung: das sind 
12 Monate Stillstand auf 
dem Arbeitsmarkt. 

CDU-Generalsekretärin 
Angela Merkel 

Wolfgang Schäuble: CDU und CSU 
sind in allen Fragen einig 

Das Jahr, in dem CDU und CSU gemeinsam 
Verantwortung für die Opposition in der Bun- 
despolitik tragen, war ein erfolgreiches Jahr 
für die Union. Schlüssel zum Erfolg in diesen 
12 Monaten: CDU und CSU sowie die beiden 
Vorsitzenden haben eng und vertrauensvoll 
zusammengearbeitet. Wir haben die feste 
Absicht, die gute Zusammenarbeit auch in 
Zukunft fortzusetzen. 

Wir sind durch die Wählerentscheidung des 
vergangenen Jahres für die Legislaturperiode 
Opposition. Die Opposition hat eine ganz 
eigene wichtige Verantwortung, und wir ha- 
ben nicht die Absicht, diese Verantwortung 
mit der Regierungsverantwortung zu vermi- 
schen. Wir werden unserem Auftrag entspre- 
chend die Regierung unter den Druck von Kri- 
tik und Alternativen stellen. Wenn das Land 
schon eine schlechte Regierung hat, dann 
braucht es wenigstens eine gute Opposition. 

Im Bundesrat hat Rot-Grün keine eigene 
Mehrheit mehr und wird sie in dieser Legisla- 

turperiode nicht mehr bekommen. Die Un|0 

hat zwar auch keine eigene Mehrheit; aber 
Gesetzen, die die Zustimmung des Bundes- 
rats brauchen, gibt es die Verantwortung 
Mitwirkung. Und da wir immer gesagt habe•• 
dass es mit uns keine Fortsetzung der Met 
de Lafontaine gibt, also keinen Missbrauch 

Nach dem Strategiegespräch 
zwischen CDU und CSU am 
4. Oktober in Berlin 

des Bundesrats als Blockadeinstrument, 
werden wir uns dieser Verantwortung auc 
stellen. 

Wir sind bereit, dort, wo die Zustimmung 
Bundesrats notwendig ist, zu gemeinsame 
Lösungen zu kommen. Aber Kompromisse 
wird es mit uns nur dann geben, wenn die 
litik der Bundesregierung in eine nach uns 
rer Überzeugung grundsätzlich richtige Ri 
tung geht. 

Eine Generationenbilanz 
s   ist nach Meinung der 
i   CDU/CSU-Bundes- 

mit denen er sie be- 
lastet (Sozialversi- 

tagsfraktion drin- cherungsbeiträge, 
gend notwendig. Mit Steuern usw.) mit- 
ihr ließen sich Lei- einander verglei- 
stungen, die der chen. Sie würde dem 
Staat für die Genera- Staat vor Augen füh- 

1   tionen erbringt (Aus- ren, wo die Lasten 
I   bildung, Renten künftiger Generatio- 
1   usw.) und Abgaben, nen abzubauen sind. 

Schily verschwendet 
Er hätte das Geld 
besser für die Be- 
reitschaftspolizeien 

der Länder, für diß 

BGS-Bahnpolizei- 
den Zivilschutz und 

die Förderung des 
Sportstättenbaus1 

den neuen Ländern 
ausgegeben. 

Steuergelder: 1,6 
Millionen Mark ge- 
nau, um die Füh- 
rungsetage seines 
Berliner Amtssitzes 
nachträglich (!) 
umzubauen. Erwin 
Marschewski, in- 
nenpolitischer Spre- 
cher der CDU/CSU: 
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Angela Merkel: 

Anfang des Jahres 1999 haben 
wir unsere Arbeit unter das Motto 

„Aufbruch '99" gestellt. 
n diesem Sinne haben wir die Erfurter 
eitsätze formuliert und darin die The- 

J"en benannt, in denen die CDU Defizi- 
te aufweist, bei denen wir auf neue Fra- 

Wn neue Antworten finden müssen. Wir 
, 'ssen dabei, dass die Weiterentwick- 
|. "S unserer Programmatik nur mög- 

Cn ist, wenn wir mit der Wahrneh- 
mung der gesellschaftlichen Wirklich- 
st beginnen. 

den Erfurter Leitsätzen haben wir uns 
Klares Ziel gesetzt: „Wir wollen ge- 

ro
e<nsam die modernste Gesellschaft Eu- 

s Pas schaffen" und „Wir wollen gemein- 
^^m die modernste Partei Europas wer- 
Set '     s bedeutet, dass wir auf der einen 
ist']6 kamPagnenfähig sind und - und das 
and aiTm unmittelbar verbunden - auf der 
hih- |ren ^e'te die Weiterentwicklung von 
,    a ten in unserer Programmatik voran- 01 "igen. 

\ye
r-erste Schritt auf diesem Weg ist die 

der'cr?ntwicklun£ der Familienpolitik in 
ani , DlJ- Dazu hat der Bundesvorstand 

^ilie ~ ?'' "9 den Antra§ "Lust auf Fa~ 
kj •     ^ust auf Verantwortung" für den 
beJS? Parteitag am 13. Dezember 1999 

^ilossen. 

^mir Antra§ leitet eine neue Phase in der 
ein i,lenPolitikderCDU Deutschlands 
auf" fa** Anspruch lautet: Die CDU ist 
be|ieh

r
o 

öne der Zeit und trotzdem nicht 
Ums 

lg- Das genau ist die inhaltliche 
Leilsat

/UnS unseres Zieles in den Erfurter 
Werte lÜ?' "In dem Bewusstsein, dass 

ei uns Zukunft haben, führen wir 

die Debatte um die Schaffung der modern- 
sten Gesellschaft Europas". 

Konkret nun zum Antrag: 

Wir schildern den Wandel der Lebens- 
wirklichkeiten in unserer Gesellschaft. 
Angesichts dieses Wandels gibt es konkre- 
ten Handlungsbedarf für die Politik. Dazu 
gehören 

• die bessere Vereinbarkeit von Beruf und 
Familie, 

• der gerechte Ausgleich zwischen Fami- 
lien und kinderlosen Paaren, 

• die Stärkung der Erziehungskraft der 
Familie. 

Leitideen für eine moderne 
Familienpolitik 

Die Politik in einer freien Gesellschaft 
schreibt den Menschen nicht vor, wie sie 
zu leben haben, aber sie muss Anreize set- 
zen, dass die Wünsche der meisten Men- 
schen nach Familien und Kinder erfüllbar 
sind. Für uns ist die Familie die Verant- 
wortungsgemeinschaft von Eltern für 
Kinder und Kinder für Eltern. Bei aller 
Berechtigung des Blickwinkels auf die 
Bedürfnisse der Eltern wollen wir auch 
die Ansprüche der Kinder in unserer Ge- 
sellschaft beachten. 

Familienpolitik ist mehr als Frauenpolitik. 
Wir wollen Vätern Mut machen, sich stär- 
ker bei der Familienarbeit und in der Er- 
ziehung zu engagieren. 
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Wir respektieren die Entscheidung von 
Menschen, die in anderen Formen der 
Partnerschaft ihren Lebensentwurf zu 
verwirklichen suchen. Dies gilt für nicht- 
eheliche Partnerschaften /wischen Frauen 
und Männern, dies gilt auch für gleichge- 
schlechtliche Partnerschaften. Eine recht- 
liche Gleichstellung für Lebensgemein- 
schaften mit der Ehe lehnen wir ab. 

Politik für die Zukunft der Familie ist der 
dritte große Abschnitt unseres Familien- 
papiers, d.h. wo müssen wir konkret han- 
deln, wofür müssen wir uns einsetzen? 

Wir stellen Ihnen ein Papier vor, in dem 
deutlich wird, dass wir uns in der Opposi- 
tionsphase neuen kreativen Ideen öffnen 
und uns trotzdem als die Regierung von 
morgen begreifen. Wir bauen keine Luft- 
schlösser, damit dieses Papier im Jahre 
2002, wenn wir wieder Regierungsverant- 
wortung übernehmen, auch umgesetzt 
werden kann. Damit leisten wir einen Bei- 
trag dazu, die Reformfähigkeit in unserer 
Gesellschaft nicht durch falsche Verspre- 
chungen zu zerstören, wie es die derzeiti- 
ge Bundesregierung tut. Wir wollen eine 
phantasievolle Familienpolitik, die sich 
deutlich von der der jetzigen Bundesregie- 
rung unterscheidet. 

In einem ersten Punkt erläutern wir die 
Grundsätze unserer Familienförderung. 
Danach folgt zweitens die Vereinbarkeit 
von Beruf und Familie. Wir wollen u.a. 

• den Erziehungsurlaub zur Familienzeit 
weiterentwickeln 

• die Kinderbetreuung in allen Alters- 
gruppen verbessern, inklusive der Schaf- 
fung von mehr Ganztagsschulen 

• wir wollen den Anspruch auf Teilzeitar- 
beit erweitern und ihn in der Familienzeit 
zu einem Rechtsanspruch in Betrieben mit 
mehr als 20 Beschäftigten machen 

• wir wollen ein Partnerhalbjahr für Vä- 
ter, die sich mit den Müttern die Familien- 
zeit teilen, als Bonusregelung einführen 

• wir wollen ein bundesweites Familien- 
audit für familienfreundliche Betriebe 
entwickeln. 

Als dritten Schwerpunkt beschreiben wir 
die Modernisierung der finanziellen staat- 
lichen Förderinstrumente. Dazu gehört für 
uns das Familiengeld in den ersten sechs 
Lebensjahren als Zusammenfassung von 
Kinder- und Erziehungsgeld sowie eine 
Kinderkomponente in der Rente. 

Hier wollen wir prüfen, ob im Rahmen ei- 
ner Gesamtkonzeption für die Weiterent- 
wicklung des Rentensystems zukünftig 
neben dem Faktor der Lebenserwartung 
auch Kinder als weiterer demographischer 
Faktor berücksichtigt werden können und 
Familien mit Kindern einen Bonus gegen- 
über Kinderlosen gegeben werden kann. 

In einem vierten Punkt beschreiben wir, 
wie die Erziehungskraft der Familien ge- 
stärkt werden kann und wir uns für eine 
insgesamt familienfreundlichere Gesell- 
schaft, insbesondere im Wohnungsbau un 
in der Städteplanung, einsetzen werden. 

Dies alles zeigt: Auf der Grundlage des 
Aufbruchs '99 suchen wir für die Theme" 
des 21. Jahrhunderts glaubwürdige Ant- 
worten. Das ist unser Projekt 21. Unser 
Projekt 21 beginnt mit dem Antrag „Lust 
auf Familie - Lust auf Verantwortung"' - 
es folgen: 

Projekt 21: 
Bildungspolitik 

Projekt 21: 
Sozialstaat der Zukunft 

Projekt 21: 
Zukunft der kleinen Einheit 
So können wir auch im 21. Jahrhundert 
Markt und Menschlichkeit in einer Zeit 
der globalen sozialen Marktwirtschaft m< 
einander versöhnen. 



ÜBLINERWAHL UiD 32/1999 • Seite 5 

Wolfgang Schäuble zieht Bilanz: 

„Dies war ein verlorenes Jahr 
für Deutschland" 

''Wir haben mit großer Freude Eber- 
"ard Diepgen und der Berliner CDU zu 
'nein großartigen Wahlergebnis gratu- 

Cni" ?s ist das beste Resultat, das die 
h HV Jema,s m dieser Stadt errungen 
^ > erklärte der CDU-Vorsitzende 

°[fgang Schäuble nach Sitzungen der 
^-Führungsgremien in Berlin. Zu- 

rich wertete er den Wahlausgang als 
£erneutes Fiasko für die Sozialdemo- 
kraten und ihren Vorsitzenden Bundes- 
ämter Schröder." 

rgang Schäuble weiter: „Das erste 
dieser Bundesregierung war ein ver- 

re|ies Jahr für Deutschland." Zu ver- 
chnen sei „ein dramatischer Rückgang 

pr^
Wlrtschaftlichen Wachstums von 2,3 

0 8 i^nt 'm vergangenen Jahr auf nur noch 
die Ar0Zent im ersten Halbjahr 1999. Auch 
ja.    r'3eitslosigkeit, die im vergangenen 
tem

r,SaiSonbereinigt von Januar bis Sep- 
sis   uUm 40aoo° gesunken sei, steige 
Nee°   erein'gt seit März wieder an. Diese 
den

8al]^entwicklung müsse gestoppt wer- 
und i       kann das Land n'cnt vertragen, 
die    as haben die Menschen nicht ver- 
sil?e

t-   Deswegen forderte der CDU-Vor- 
]ich 

nde den Bundeskanzler auf, jetzt end- 
GesT?1!1 der Führung der Opposition das 

. sprach; di zu suchen. Konkret nannte er Ulg 'pi ""v-iicii. rvuiiMCi iiaiiiuc c 

RemP       n Steuer-< Gesundheits- und 
lunafu P0lltik' in denen dringender Hand- 
Bedarf bestünde. 

»»Wirm.. 
schritt 

USSen in den nächsten Jahren 
stung ^ieiSe eine deutliche Steuerentla- 
"*"be> d      Einkommen, aller Steuersätze 
Einkorn*" Korperschaftsteuer wie bei der 

IT>ensteuer - vereinbaren", unter- 

strich Wolfgang Schäuble. Auf diese Wei- 
se könnte das Investitionsklima in unse- 
rem Land verbessert werden. Notwendig 
sei eine deutliche Senkung aller Steuersät- 
ze, um nicht weiter in die Abwärtsspirale 
zu geraten, die die „völlig phantasielose, 
nicht gestaltende Finanzpolitik der Regie- 
rung Schröder / Eichel in diesen Monaten" 
bewirkt habe. Ferner habe die Union im- 
mer wieder betont, dass die Gesundheits- 
reform, so wie sie von der Bundesregie- 
rung diskutiert werde, die Zustimmung 
der Union nicht finde. Denn der Weg von 
Gesundheitsministerin Fischer führe nur 
zu noch mehr Bürokratie im Gesundheits- 
wesen mit einer Zweiklassenmedizin und 
einer Rationierung von Gesundheitslei- 
stungen. 

CDU bietet Gespräche über 
Rentenreform an 
Außerdem sei die Union bereit, sofern die 
Regierung dies wünsche, über eine lang- 
fristige Reform der Rentenversicherung zu 
reden. Hier setze die CDU neben einer 
stärkeren privaten Vorsorge auf eine be- 
triebliche Altersversorgung. Hinzu kom- 
men müssten der sogenannte „demogra- 
phische Faktor", der den weiteren Renten- 
anstieg so verlangsame, dass er wirtschaft- 
lich tragbar werde sowie die Berücksichti- 
gung von Kindererziehungszeiten. Erneut 
forderte der CDU-Vorsitzende die Bundes- 
regierung und den Bundeskanzler auf, 
jetzt „das Gespräch über die zentralen Fra- 
gen deutscher Politik zu führen, damit wir 
nach einem verlorenen Jahr nicht weitere 
drei verlorene Jahre für Deutschland be- 
fürchten müssen." 
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Eberhard Diepgen: 

Klarer Auftrag zur Regierungsbildung 
Der Berliner CDU-Spitzenkandidat und 
Regierende Bürgermeister, Eberhard 
Diepgen, wertete den Wahlausgang „als 
klaren Auftrag zur Regierungsbildung an 
die Union." Die CDU habe das beste 
Wahlergebnis in der Nachkriegsgeschichte 
der Stadt erzielt. Überdies sei die Union 
auch bei den Wahlen zu den Bezirksver- 
ordnetenversammlungen, d.h. bei der 
Kommunalwahl, deutlich die stärkste po- 
litische Kraft geworden. 

Eberhard Diepgen: „Ich sehe darin eine 
große Verantwortung für die Union und 
für mich selbst, dieser Aufgabe mit „Au- 

genmaß und Konsequenz" gerecht zu 
werden. Er forderte die SPD auf, rasch 
eine handlungsfähige Regierung zu er- 
möglichen. Er werde die Sozialdemokra- 
ten noch in dieser Woche zu Gesprächen 
einladen, um über den „Zeitplan und die 
Methode" einer Regierungsbildung ein- 
vernehmen zu erzielen. Die Probleme, 
Herausforderungen und Chancen einer 
Stadt wie Berlin seien keine Angelegen- 
heit, die man vor sich herschieben dürfe- 
„Ich erwarte ein baldiges klares Votum der 
Sozialdemokraten für Verantwortung in 
der Stadt." 

Für Verprügelte ist Ohrfeige ein Streicheln' 
Zeitungen im Ausland haben in ihren 
Kommentaren zur Berliner Wahl über- 
wiegend das schlechte Abschneiden der 
SPD thematisiert. 
Daily Mail (London): „Der Mann, der 
noch vor Monaten als das Gesicht des 
neuen Deutschlands, als teutonischer Clin- 
ton-Blair gefeiert wurde, steht vor einer 
politischen Katastrophe." 
The Independent (London): „Das kata- 
strophale Bild, das seine (Schröders) Par- 
tei seit der Publikation des Schröder-Blair- 
Papiers im Juni abgegeben hat, hat Herrn 
Momper sicher auch nicht geholfen." 

La Repubblica (Rom): „Von zwei Gewin- 
nern eingekreist - von den dynamischen 
Enkeln Helmut Kohls überholt und von den 
verschlagenen Epigonen der Ex-DDR ge- 
demütigt - musste die SPD zudem schwer 
bezahlen für den Streit zwischen dem 
Kanzler und ihrem Rebellen Lafontaine." 

Die Presse (Wien): „Wer permanent Pro' 
gel bezieht, der empfindet eine Ohrfeige 
schon wie ein sanftes Streicheln." 

Inlandzeitungen schreiben: 
BILD: Die Erfolgserie der CDU reißt nicb1 

ab! In der einst sozialdemokratischen 
Hochburg und deutschen Hauptstadt ßef' 
lin bleibt die Diepgen-CDU nach wie vor 
die stärkste politische Kraft. Schwerster 
Schock für die SPD: Sie rutscht an der 
Spree auf den absolut historischen Tief- 
stand seit 1945. Willy Brandt dürfte sich 
im Grabe umdrehen. 
Frankfurter Allgemeine: Arme SPD s° 
arm, dass mehr Berliner als erwartet Ml1' 
leid mit ihr hatten und sie bei den WahleI 

zum Abgeordnetenhaus vor Einbußen de 
Ausmaßes bewahrt haben, wie sie sie be 
den vier Landtagswahlen im September 
erleiden musste.... Aber es wäre zu früa 
von einer Trendwende zu sprechen. ••• 
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CDU und SPD: Stimmenzuwächse 
und -Verluste gegenüber der Bundestagswahl 
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Schwarz: CDU - rot: SPD 

J^ndelsblatt:... 
licht 

Selbstverständlich sind 
nur die „Berliner Verhältnisse" für 

s schlechte Abschneiden der SPD ver- 
sichlich- Die KanzIerPartei befindet 
w , ~~ nur ein Jahr nacn der Bundestags- 
sie '     'n einer katastrophalen Verfassung, 
run St lm ^runde genommen nicht regie- 
Se 

§stauglich. Die SPD ist in sich zerris- 
sen' Kro§rammatisch nicht gefestigt, per- 

nel1 ausgelaugt. 

Frankfurter Rundschau: Momper bekam 
die Quittung für einen kläglichen Wahl- 
kampf. Kaum hatte ihn die SPD, die ihn 
noch vier Jahre vorher in die politische 
Wüste geschickt hatte, zum Diepgen-Her- 
ausforderer gewählt, ging dem Triumpha- 
tor die Puste aus. Und als sich herausstell- 
te, dass die rot-grüne Bundesregierung 
vom Erfolgsgaranten zur Hypothek werden 
würde, hatte Momper schon verloren. ... 

Hermann Kues: Rente mit 60 - falsche Weichenstellung 
le Rente mit 60 ist nun wirklich das 
etzte, was dieses Land verkraften 

jjfnn. Die Weichen werden falsch ge- 
' el|t. Die Bundesregierung verhält sich 
kr'nf'^ntS der anhaltenden Experten- 

lk fahrlässig und beratungsresistent. 

tk\Rente mit 60 ist arbeitsmarktpoli- 
der l Unsinnig' weil die Erfahrungen 

atzten Jahre belegen, dass die 

Rechnung „ein Älterer raus gleich ein 
Jüngerer rein" nicht aufgeht. 

Sie ist rentenpolitisch desaströs, weil 
alleine die Kosten für die Vorfinanzie- 
rung der Frührenten für die Rentenver- 
sicherung in den ersten fünf Jahren rd. 
7 Mrd. DM betragen, und die Beiträge 
zur Rentenversicherung um 0,5%- 
Punkte steigen. 
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Das Wahlergebnis in Berlin 
und seine Bestimmungsgründe 
Die CDU ist der eindeutige Sieger dieser 
Wahl. Mit ihrem Spitzenkandidaten 
Eberhard Diepgen konnte sie ihr Er- 
gebnis der Vorwahl deutlich um 3,4 
Prozentpunkte (+12.000 Stimmen) ver- 
bessern und erreichte einen Zweitstim- 
menanteil von 40,8 Prozent (637.000 
Stimmen). Dies ist das beste Ergebnis 
der Berliner CDU seit der Vereinigung. 

Die Stimmenanteile der Union fallen in 
beiden Teilen der Stadt sehr unterschied- 
lich aus: In West-Berlin erreichte sie mit 
49,3 Prozent (+3,9 Punkte) fast die abso- 
lute Mehrheit der Stimmen (476.000 Stim- 
men; -4.000.) und ihr bestes Ergebnis in 
der Nachkriegsgeschichte. In Ost-Berlin 
schnitt sie mit 26,9 Prozent (+3,3 Punkte) 
bzw. 161.000 Stimmen (+16.000.) eben- 
falls besser ab als 1990 und 1995. 

In 46 der 78 Wahlkreise waren CDU-Di- 
rektkandidaten erfolgreich. Die CDU-Be- 
werber gewannen 44 von 46 Wahlkreise 
im Westteil Berlins sowie je einen Wahl- 
kreis in Weißensee (Dr. Peter Luther) und 
Hellersdorf (Mario Czaja). Eberhard Diep- 
gen erzielte mit 64,9 Prozent der Erststim- 
men in seinem Wahlkreis in Neukölln das 
beste Erststimmenergebnis überhaupt. Er 
verbesserte sich damit um 8,0 Punkte und 
lag 40,3 Punkte vor der SPD-Kandidatin. 

Die CDU wird künftig mit 76 Sitzen (46 
direkt, 30 über Liste) im Abgeordneten- 
haus von Berlin vertreten sein. Sie schickt 
damit - trotz ihrer Stimmengewinne - 11 
Abgeordnete weniger ins Parlament, da 
die Zahl der Sitze im Berliner Abgeordne- 
tenhaus mit dieser Wahl von 200 auf 130 
verringert worden ist. Durch Überhang- 
und Ausgleichsmandate beträgt die Ge- 
samtzahl der Sitze nun 169. 

Die SPD fiel nach den schweren Verlusten 
der Vorwahl ein weiteres Mal auf ihr 
schlechtestes Ergebnis in der Berliner 
Nachkriegsgeschichte zurück. Mit einem 
Zweitstimmenanteil von 22,4 Prozent 
(350.000 Stimmen) verlor sie gegenüber 
1995 1,2 Prozentpunkte (-44.000 Stimmen)- 

Ihr Wahlergebnis ist in West-Berlin besser 
als in Ost-Berlin. In West-Berlin verlor 
sie nur leicht und kam auf 25,2 Prozent 
(243.000 Stimmen), 0,3 Prozent (-27.000 
Stimmen) weniger als 1995. In Ost-Berlin 
büßte sie mit 2,4 Prozentpunkten (-17.000 
Stimmen) deutlicher ein und erreichte nur 
noch 17,8 Prozent (106.000 Stimmen). 
Damit wurde sie hier nach PDS und CDU 
nur drittstärkste Partei. 

Die SPD konnte in keinem Wahlkreis ein 
Direktmandat gewinnen. Auch der SPD- 

Wahlanalyse der Konrad- 
Adenauer-Stiftung 

Spitzenkandidat Walter Momper war nicn 
erfolgreich. In seinem Wahlkreis in Rei- 
nickendorf erhielt er nur 24,9 Prozent der 
Erststimmen, 1,3 Punkte weniger als 1995- 
Er lag damit 35,2 Punkte hinter dem CDU' 
Bewerber. Die SPD ist im Abgeordneten- 
haus in Zukunft mit 42 Sitzen (alle über 
Liste) vertreten, 13 weniger als zuvor. 

Die PDS konnte ihr Ergebnis gegenüber 
1995 merklich verbessern. Sie erzielte 
17,7 Prozent der Zweitstimmen (277.00° 
Wähler) und legte damit im Vergleich 
zur Vorwahl um 3,1 Prozentpunkte zu 
(+32.000 Stimmen). 

In Ost-Berlin ist die PDS mit 39,5 Prozeß 
(236.000 Stimmen) die dominierende Par 

tei. Sie gewann hier 3,2 Prozentpunkte 
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|+14.000 Stimmen) hinzu. Demgegenüber 
bleibt die PDS in West-Berlin mit einem 
trgebnis von 4,2 Prozent (41.000 Stim- 
men) weiterhin unter der 5-Prozent-Hürde. 
nirnerhin konnte sie ihren Stimmenanteil 

£'er aber verdoppeln (+2,1 Prozentpunkte 
bzW. 19.000 Stimmen). 

^je PDS gewann in 30 der 32 Ost-Berliner 
Wahlkreise Direktmandate. In der nach- 
ten Legislaturperiode werden 33 PDS- 
Pjitiker (-1) im Abgeordnetenhaus sitzen 

Uü direkt, 3 über Liste). 

Bündnis 90/Die Grünen mussten deutliche 
^•rnmenverluste hinnehmen. Sie büßten 3,3 
^"ozentpunkte (-65.000 Stimmen) ein und 

Richten nur noch einen Zweitstimmenan- 
11 v°n 9,9 Prozent (155.000 Stimmen). 
16 Grünen bleiben im Westteil der Stadt 
e"taus stärker als im Osten. Im Westen 

*anien sie auf 12,1 Prozent (117.000 Stim- 
J*enX 2,9 Prozentpunkte (-42.000 Stirn- 

en) weniger als bei der Vorwahl. Im 
HS60 ^er'ms erreichten sie 6,4 Prozent 

-000 Stimmen) und verloren 3,6 Pro- 
n^ntPunkte (-23.000 Stimmen). Die Gril- 
le n konnten in zwei Wahlkreisen in 

euzberg Direktmandate erringen (Bar- 
*j"a Oesterheld und Özcan Mutlu). Sie 

,-tSenden in Zukunft 18 Parlamentarier, 12 
weniger als bisher, ins Abgeordneten- 

dUs (2 direkt, 16 über Liste). 

him        missglückte zum zweiten Mal 
(e   

ereinander der Einzug ins Abgeordne- 
tes. Sie erzielte 2,2 Prozent der 
I   ^stimmen (34.000 Stimmen) und ver- 
rrie fmit °'3 Prozentpunkte (-8.000 Stirn- 

' Sej7Pniihf»r Aar   Ä hnanriinofonlriiu'. 
Wahl gegenüber der Abgeordnetenhaus- 
PDP 

V0n l995- In West-Berlin kam die 
OstRf 2'8 Prozent (27.000 Stimmen), in 
Sti^     lin auf lediglich 1,1 Prozent (7.000 tlnimen). 

(R£pvdle rechtsextremen Republikaner 
Hürd  SC!leite''ten erneut an der 5-Prozent- 
^Weif" Sie erre>chten 2,7 Prozent der 
chen Atlmmen (42-000 Wähler) - den glei- 

Anteil, den sie schon 1995 hatten 

(-4.000 Stimmen). Im Westen der Stadt 
kamen sie auf 2,6 Prozent (25.000 Stim- 
men), im Osten auf 2,8 Prozent (17.000 
Stimmen). 

Die Stimmenanteile der sonstigen Parteien 
sind um 1,5 Prozentpunkte zurückgegan- 
gen (-31.000 Stimmen) und belaufen 
sich auf 4,4 Prozent (68.000 Stimmen). 
Herauszuheben ist darunter nur die Tier- 
schutzpartei, die 1,1 Prozent (17.000 
Stimmen) erzielte. Die NPD erreichte 0,8 
Prozent (13.000 Stimmen). 
Die Zahl der Wahlberechtigten ist gegen- 
über 1995 um etwa 65.000 zurückgegan- 
gen. Es gingen ca. 109.000 Wähler we- 
niger zur Wahl. Die Wahlbeteiligung ist 
damit um 2,7 Prozentpunkte gefallen und 
lag bei 65,9 Prozent (1,59 Mio. Wähler). 
In West-Berlin sank die Beteiligungsrate 
stärker (-3,4 Punkte) als im Osten der 
Stadt (-1,5 Punkte). Dennoch fiel die 
Wahlbeteiligung im Westen mit 68,0 Pro- 
zent immer noch deutlich höher aus als in 
Ost-Berlin mit 62,6 Prozent. 
Beim Stimmensplitting ergab sich für 
CDU, SPD und PDS ein Erststimmenplus. 
Die CDU erreichte bei den Erststimmen 
1,8 Prozentpunkte mehr als bei den Zweit- 
stimmen, die SPD 2,5 Punkte und die PDS 
0,8 Punkte. Der Erststimmenanteil der 
CDU liegt bei 42,6 Prozent, der der SPD 
bei 24,9 Prozent und der der PDS bei 18,5 
Prozent. Die Grünen haben demgegenüber 
einen leichten Zweitstimmenüberschuss. 
Sie erzielen nur 9,0 Prozent der Erststim- 
men, aber 9,9 Prozent der Zweitstimmen 
(-0,9 Punkte). 

Bestimmungsgründe der 
Wahlentscheidung 

Das Ergebnis der Wahlen zum Abge- 
ordnetenhaus wurde in erster Linie vom 
Duell der beiden Spitzenkandidaten Diep- 
gen gegen Momper bestimmt. An seinem 
Anfang stand die wahlstrategisch bedeut- 
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same Kampagne „Diepgen rennt", mit der 
eine Entwicklung analog zum Wechselbe- 
dürfnis bei der Bundestagswahl 1998 nach 
immerhin 14 Regierungsjahren in Berlin 
im Keim erstickt wurde. Hinzu kam der 
nach wie vor ungebrochene Bundestrend 
zu Lasten der rot-grünen Koalition und 
zugunsten von CDU und PDS. Die Arbeit 
der Bundesregierung wurde von 56 Pro- 
zent der Berliner als „schlecht" beurteilt, 
nur von 38 Prozent als „gut". Im Wettlauf 
der Spitzenkandidaten legte Eberhard 
Diepgen fortschreitend zu, unmittelbar vor 
der Wahl sprachen sich 66 Prozent der 
Berliner für den Regierenden Bürgermei- 
ster und nur 17 Prozent für seinen Heraus- 
forderer aus. Während der Kampagne 
verlor Momper auch in der eigenen An- 
hängerschaft an Zustimmung. Am Ende 
waren 56 Prozent der SPD-Anhänger der 
Meinung, dass ein anderer Spitzenkandidat 
für ihre Partei besser gewesen wäre. Eber- 
hard Diepgen galt gegenüber Momper als 
mit Abstand glaubwürdiger, sympathi- 
scher, tatkräftiger und sachverständiger. 

Die CDU hatte in den vorrangigen 
Politikfeldern 1. Arbeitsmarktpolitik, 2. 
Wirtschaftspolitik, 3. Kriminalitätsbe- 
kämpfung, 4. Bildungspolitik und 5. Ver- 
kehrspolitik große Kompetenzvorsprünge 
vor der SPD. Nur in Fragen der sozialen 
Gerechtigkeit galt die SPD noch traditi- 
onsgemäß als kompetenteste Partei. Auch 
in der allgemeinen Zukunftskompetenz 
führte die CDU deutlich mit 43 zu 18 Pro- 
zent. In der Senatsarbeit wurde die CDU 
wesentlich besser beurteilt als die SPD. 
Gleichwohl wünschten die relativ meisten 
Berliner (45 Prozent), dass die große Ko- 
alition fortgesetzt würde. Die CDU konnte 
mit einer abwechslungsreichen und kri- 
tisch-offensiven Kampagne das Gros ihrer 
bisherigen Anhänger mobilisieren. Sie ge- 
wann darüber hinaus vor allem Stimmen 
von bisherigen SPD-Wählern (per Saldo 
ca. 24.000 laut Infratest-Wählerwande- 
rungsbilanz) sowie von den anderen Par- 

teien, außer der PDS, in einer Größenord- 
nung von weiteren rund 40.000. Zusätz- 
lichen ca. 23.000 Erstwählern standen 
allerdings -50.000 Verstorbene und per 
Saldo -24.000 NichtWähler sowie -14.000 
Zu/Fortgezogene gegenüber. In der Sum- 
me wuchs ihr Gesamtstimmenanteil am 
Ende um gut 12.000. 

Die CDU legt am stärksten bei Jung- 
wählern sowie bei den 25 bis 34jährigen 
zu, dabei besonders stark bei jungen Frau- 
en. Allerdings hat die Partei bei den älte- 
ren Wählern (ab 60 Jahre) nach wie vor 
ihren größten Rückhalt und kommt auf 
fast 50 Prozent. Überdurchschnittliche Ge- 
winne erzielt sie bei Arbeitern und in der 
Ausbildung, in Schulen und Hochschulen 
befindlichen Jungwählern. Bei Angestell- 
ten verliert sie leicht. 

In den Stadtbezirken Reinickendorf, Spa'1' 
dau, Neukölln und in Hellersdorf gewinnt 
die CDU überdurchschnittlich, ihre alten 
Hochburgen baut sie aus. 

Die SPD und ihr Spitzenkandidat gal' 
ten nicht nur als wenig kompetent, sie 
hatten auch ein großes GlaubwürdigkeitS' 
defizit und dies in zweifacher Hinsicht: 
Erstens spiegelte die Führungs-Quadriga 
die unterschiedlichen Richtungen der Par' 
tei wider, zweitens bezweifelte die Mehr' 
heit der Berliner, ebenso wie ein Drittel 
der SPD-Anhänger, dass die SPD zur 
Mehrheitsbeschaffung nicht mit der PD^> 
zusammengehen würde. Schließlich war ^ 
auch angesichts der negativen Beurteilung 
der rot-grünen Bundeskoalition eine rot- 
grüne Landesregierung ausgesprochen 
unattraktiv, zumal Momper als Schröder- 
Mann auftrat. Beide Parteien verloren    ^ 
dementsprechend zusammen -4,5 Pro7ß,e(l 
punkte. Die SPD verlor, wie schon bei o 
vorangegangenen Wahlen, laut Wände- 
rungsbilanz in beide Richtungen, per Sa 
do ca. 24.000 Stimmen an die CDU und 
13.000 Stimmen an die PDS, sowie runU 
25.000 durch NichtWähler. Beträchtliche 
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2ugewinne von 28.000 Stimmen hatte sie 
al|erdings von den Grünen. 

le SPD hat ihre stärksten Verluste bei 
en über 60jährigen, dennoch erzielt sie in 

•'eser Altersgruppe mit 24,6 Prozent noch 
!^r bestes Ergebnis. Am schwächsten ist 
lhr Rückhalt bei Jungwählern (20,4 Pro- 
zent) trotz leichter Zugewinne. Nach 

allgkeitsgruppen ergeben sich besonders 
starke Verluste bei Arbeitern und Rent- 
err>, leicht zulegen kann sie bei Beamten 

Und Selbständigen. 

El Die Grünen haben in Berlin stärker 
d°ch als die SPD unter ihrer Beteiligung an 
er Bundesregierung gelitten. Hierzu trug 
e ausgeprägte systemkritische AL-Tradi- 
°n 'bres links-alternativen Milieus we- 

p   ''ch bei. Dementsprechend verloren die 
^runen laut Wanderungsbilanz im Saldo 

• J5.000 linksradikale Proteststimmen an 
le PDS und weitere ca. 12.000 an das 

Nlchtwählerlager. Aber auch an die SPD 
^rloren die Grünen per Saldo rund 28.000 
"'Urnen, weitere 8.000 an die CDU. 

ju
assive Einbußen haben die Grünen bei 

25
n^Wahlern (fast -10 Punkte) sowie bei 
b's 34jährigen (-5 Punkte), wo sie im- 

de A 
n n0ch auf ,8 Prozent kommen. In 

re-r Altersgruppe der 35 bis 44jährigen er- 
Uü

c^en sie 16,5 Prozent und werden damit 
•nitti ln ^er'm zu einer Partei eher der 
ein   D

0
 ^abrgänge. Die Grünen bleiben 

turf der besser Gebildeten. Bei Abi- 
che

enten und Hochschulabsolventen errei- 
n sie zwischen 19 und 17 Prozent. 

Er 
den.   .le PPS profitierte von der Unzufrie- 
rUn y

Ql{ mi{ der rot-grünen Bundesregie- 
radivfe^en d'e s*e s'cn a^s eindeutig linke, 
recht' v °PPosmon Tür mehr „soziale Ge- 
dass ^eit" anbot. Dabei kam ihr zugute, 
pDs      grundsätzliche Ablehnung der 
meria

ln Westberlin, wo sie ihren Stim- 
-urücktei1 aUf 4'2 Prozent verdoppelte, 
ten ~>2 pe^an§en i-st- Inzwischen befürwor- 

prozent der West-Berliner und fast 

60 Prozent der Ost-Berliner eine Regie- 
rungsbeteiligung der PDS. Die Partei ge- 
wann gleichermaßen Stimmen von den 
Grünen und der SPD (15.000 bzw. 13.000 
gemäß Wanderungsbilanz), aber keine von 
der CDU, verlor aber auch keine an sie. 

Die höchsten Gewinne hat die PDS bei 
älteren Wählern über 60 Jahre, bei Jung- 
wählern (18 bis 24) legt sie nur unterdurch- 
schnittlich zu. Größere Unterschiede zeigen 
sich in der West-Ost-Betrachtung. Im We- 
sten ist die PDS eine Partei der jüngeren 
und mittleren Altersgruppen, hier ist sie bei 
Arbeitslosen, in der Ausbildung, in Schulen 
und Hochschulen befindlichen jüngeren 
Wählern und bei Arbeitern am stärksten, im 
Osten bei den über 60jährigen, bei Rent- 
nern, Arbeitslosen und Angestellten. Ähn- 
lich wie die Grünen ist die PDS eine Partei 
der formal höher Gebildeten, fast 30 Pro- 
zent der Hochschulabsolventen in Berlin 
haben PDS gewählt, die weitaus meisten 
sind, ihrem Stimmenanteil von 39,5 Pro- 
zent entsprechend Ost-Berliner. 

Die FDP blieb mit ihrer Zweitstim- 
menkampagne erfolglos, weil ihr der 
Einzug in das Abgeordnetenhaus nicht zu- 
getraut wurde und die Partei trotz ihrer 
Koalitionsaussage zugunsten der CDU 
profillos blieb, während die Union mit ih- 
rer Forderung nach Revision des 630-DM- 
Gesetzes sowohl Arbeitnehmer als auch 
FDP-Klientel im Dienstleistungsbereich 
erfolgreich ansprechen konnte. Die FDP 
sank auch in Berlin, wie schon bei den 
vorangegangenen Wahlen in den neuen 
Ländern, in Bremen und im Saarland, auf 
den Stand einer Splitterpartei ab. 

Unter den Splitterparteien weisen die 
REP mit ausländerfeindlichen Parolen ei- 
ne bemerkenswerte Konstanz auf, mit fast 
gleichen Anteilen in West- und Ostberlin. 
In den Arbeitervierteln Wedding (5 Pro- 
zent), Neukölln und Hohenschönhausen 
haben sie ihre höchsten Anteile. 
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Programm gegen Jugendarbeitslosigkeit 

Teure Luftnummer 
Zum Berufsbildungsbericht 1999 und 
zur Bilanz des 2-Milliarden-DM-Sofort- 
programms der Bundesregierung gegen 
die Jugendarbeitslosigkeit erklärte der 
Berichterstatter der CDU/CSU-Frakti- 
on für berufliche Bildung, Rainer Jork: 

Die rot-grüne Bundesregierung hat die 
Verlängerung ihres Sofortprogramms ge- 
gen die Jugendarbeitslosigkeit beschlos- 
sen. 100.000 Jugendliche sollten in den 
letzten Monaten in Beschäftigung und 
Qualifikation gebracht werden. Die Bilanz 
fällt alles andere als beeindruckend aus: 
Das 2 Mrd. DM teure Programm erreicht 
nicht die wirklich Betroffenen, ver- 
schwendet enorme finanzielle Mittel, ver- 
wöhnt die Teilnehmer durch zu viel Geld, 
und am Ende stehen die meisten Jugendli- 
chen wieder auf der Straße. 

20.000 Jugendliche 
warten noch auf einen Job 
Die Zahlen sprechen eine deutliche Spra- 
che: Lediglich rund 21.900 Jugendliche 
(12,3%) haben mit Hilfe eines Lohnko- 
stenzuschusses eine betriebliche Ausbil- 
dung begonnen; 27.800 (15,6%) sind in 
außerbetriebliche Ausbildung vermittelt 
worden. Von rund 70.000 Jugendlichen, 
die bis August eine Fördermaßnahme ab- 
geschlossen hatten, erhielten nur 2.300 ei- 
ne außerbetriebliche Lehrstelle und 8.900 
einen festen Job. Knapp 20.000 waren 
wieder arbeitslos gemeldet. Die Übrigen 
befanden sich entweder in Warteschleifen 
oder waren von den Arbeitsämtern aus den 
Augen verloren worden. Damit wurden 
für jeden tatsächlich in Arbeit oder Aus- 
bildung vermittelten Jugendlichen ca. 
200.000 DM ausgegeben! 

Anders als von der Regierung propagiert, 
profitieren benachteiligte Jugendliche von 
dem Programm kaum. Mehr als 80 % der 
Geförderten verfügen über einen Schul- 
abschluss, mehr als ein Drittel sogar über 
mittlere Reife oder Abitur. 53% der öf- 
fentlich finanzierten außerbetrieblichen 
Lehrstellen werden von Jugendlichen mit 
mittlerem oder höherem Schulabschluss 
besetzt. Das aber ist gerade die Klientel, 
die in die freien Lehrstellen auf dem 
Markt vermittelt werden sollte. 

An der Realität vorbei 
ausgebildet 

Äußerst bedenklich ist, dass in den geför- 
derten Lehrstellen oft am Bedarf der Wirt' 
schaft vorbei ausgebildet wird und vor 
allem betriebsferne Lehrgänge gefördert 
werden. Jedes Jahr können die Unterneh- 
men Tausende von Ausbildungsplätzen i'1 

den gewerblich-technischen Berufen nie"1 

besetzen. 

Manche der im Rahmen des Sofortpro- 
gramms angebotenen Maßnahmen sind 
schlicht zu attraktiv. Nicht selten werden 
80 Prozent des Ecklohns für unqualifizJj*' 
te Kräfte gezahlt. Wer ein Jahr lang lO0.0 

bis 2000 DM pro Monat erhält, findet einjj 
Lehrstelle mit viel niedrigerem Lohn nid1 

mehr interessant. 

Eine Neuauflage des Programms löst die 
strukturellen Probleme des Ausbildung^' 
Stellenmarktes nicht und erscheint nur 
dann sinnvoll, wenn die aufgebotenen 
Gelder tatsächlich effektiv eingesetzt we*" 
den. Entscheidend ist, dass die Maßnah- 
men wirklich in berufsqualifizierende 
Ausbildung und Beschäftigung münden- 
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^HDNIS FÜR ARBEIT 

Ein Phantom 
en Mann zerreißt es förmlich. Beinahme 

'g1 Stundentakt ändert IG Metall-Chef 
v'ckel seine Meinung über den Fortbe- 
Qnddes Bündnisses für Arbeit. Der letzte 

A Qu.: ^'e Gewerkschaften verlassen das 
'"eitsbündnis selbst dann nicht, wenn 
le Rente ab 60 nicht kommt. 

e u* zeigt sich, dass Zwickel wohl nie 
rtlsthaft an einen Ausstieg gedacht hat. 

Sächsische Zeitung 

Skrupellos 
kür Lafontaine weiß sich noch immer 

S .fte'ßern. Auf die Schmähungen ggen 
y 1röder, Scharping und Fischer und die 

n*rteilung der Europapolitik der Regie- 
ei.

nß/°^t nun als neuer Clou das Plädoy- 
ptur eine Koalition zwischen SPD und 
i   ^ auf Bundesebene. Die Sozialdemo- 
öf)p" ,U,r zebn Janre nacn dem Ende der 
A   ^'Diktatur mit den Erben des Regimes 

•sei',11 m Ann '" einem Kabinett für die ge- 
solh Repuhlik ~ an Skrupellosigkeit ist 

es Denken kaum noch zu überbieten. 

. Neue Osnabrücker Zeitung 

^QLFSCHARPING 

Gezielter Konflikt 
SM,Wi"'Rudolf Scharping?Diese Frage steHen e- u    • - 
derspri    mcnt mir Beobachter. Aucn in 

ner   .    und beim grünen Koalitionspart- 
ir\ini "^ ^rätselt, was den Verteidigungs- 
predi     Ümtreibt> der landauf, landab 
men3 ' dass die Bundeswehr in den kom- 
\vohl 

en Jahren mehr Geld braucht - ob- 
Planu' ^Ibst der mittelfristigen Finanz- 
weiter^» .   Bundes zugestimmt hat, in der 
toe-j    ^dliardenkürzungen ausgewiesen 

Nicht zuletzt wird auch Bundes- Qfizl, 
"%v    Gerhard Schröder sich fragen 
^eZieit) W*iche Absicht hinter Scharpings 

er Konflikt Strategie steckt. Vieles 

deutet darauf hin, dass der Verteidigungs- 
minister - im Schatten des lafontainesehen 
Amoklaufs - selbst alte Rechnungen mit 
dem ewigen Kontrahenden Schröder auf- 
machen will. Stuttgarter Zeitung 
MITTELSTAND 

^^•^^^••M Misstrauisch 
Vom Mittelstand bekommt diese Bundesre- 
gierung nur Pfife, mag sie auch noch so 
heftig um ihn buhlen. Die Lachnummer 
mit den 630-Mark-Jobs machen Reform- 
erwartungen zunichte. In Steuersachen 
misstrauen die Kleinunternehmer der rot- 
grünen Regierung vor allem aus einem 
Grund: Sie wolle, so sagte sie, die Unter- 
nehmenfördern und pflegen, nicht aber 
die Unternehmer. Beide seien deswegen 
unterschiedlich zu besteuern. Das ist nicht 
nur ökonomisch töricht, sondern auch 
politisch dumm. Denn in weiten Teilen 
des Mittelstandes sind Unternehmer und 
Unternehmen identisch. Diese Sprach- 
stockung zwischen Regierung und Mittel- 
stand ist zu bedauern, denn von ihm allein 
- nicht von den Großunternehmen - kön- 
nen neue Arbeitsplätze erwartet werden. 

SOZIALDEMOKRATEN 
Die Welt 

Nicht unverjaht 
In dem Film „Tote tragen keine Karos" 
quält eine Psychoblockade den Hauptdar- 
steller immer dann, wenn er das Wort 
„Reinigungsfrau" hört. Sehr lästig - doch 
nichts gegen einen SPD-Parteivorsitzen- 
den mit einer Abneigung gegen den Begriff 
„Sozialdemokratie". Bei Sabine Christi- 
ansen schlich Gerhard Schröder immer 
wieder um das heiße Wort herum. „Nicht 
unsozialdemokratisch " nannte er die Ar- 
beitspflicht für Sozialhilfeempfänger und 
ähnliche in der Partei umstrittene Maßnah- 
men. Wie defensiv das klang. Oder steckt 
hinter der verdrucksten Verjahung mehr? 

Die Zeit 
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Ein Jahr rot-grüne Europapolitik: 

Die Bilanz ist verheerend 
„Die Bilanz nach einem Jahr rot-grüner 
Europapolitik ist schlichtweg verhee- 
rend", erklärte der Vorsitzende der 
CDU/CSU-Gruppe im Europäischen 
Parlament, Hartmut Nassauer, in 
Brüssel. 

Der Regierung Schröder, die nach 100 Ta- 
gen Schonfrist mit vollmundigen Ankün- 
digungen zur Europapolitik angetreten sei, 
müsse jetzt der „Spiegel der Wahrheit über 
das Ausmaß der Schäden" vorgehalten 
werden. Hartmut Nassauers kritische Be- 
standsaufnahme von einem Jahr rot-grüner 
Europapolitik im Einzelnen: 

Die gesamteuropäische Bilanz 

Die Agenda 2000 war symptomatisch für 
die Grundhaltung und den Arbeitsstil der 
Regierung Schröder. Nach anfänglicher 
Untätigkeit und vollmundigen Ankündi- 
gungen hat sich die Bundesregierung völ- 
lig unnötig unter Termindruck gesetzt und 
musste letztendlich eine Einigung akzep- 
tieren, die sowohl den europäischen als 
auch den deutschen Interessen geschadet 
hat. Das erhebliche Sparpotential bei 
der finanziellen Vorausschau 2000-2006 
ist nicht genutzt worden, ein Einfrieren 
der übrigen Mittel hätte den finanziellen 
Spielraum für die Ost-Erweiterung we- 
sentlich erhöht. Zudem ist die Chance zu 
einer echten Reform des EU-Eigenmittel- 
systems, die eine gerechtere Verteilung 
der finanziellen Lasten ermöglicht und 
alle Mitgliedstaaten entlastet hätte, vertan 
worden. 

Zum bedeutenden europäische Anteil an 
der Lösung der Kosovo-Krise hat Deutsch- 
land einen wichtigen Beitrag geleistet, der 

im wesentlichen auf das persönliche En- 
gagement von Außenminister Fischer 
zurückgeht. Schröder selbst ist außenpoli- 
tisch ein „Kaiser ohne Kleider". Eigene 
Gehversuche des Kanzlers haben sich als 
Reinfall erwiesen: Das nicht mit den eu- 
ropäischen Partnern abgestimmte Schrö- 
der-Blair-Papier, das genau dem Gegente'1 

der bisher praktizierten Wirtschafts- und 
Arbeitsmarktpolitik der SPD entspricht, 
hat sich bisher als leere Worthülse erwie- 
sen und zudem das Verhältnis zu Frank- 
reich weiter eingetrübt. 

Mit dem halsstarrigen Beharren Schröder 
auf den beiden deutschen Kommissaren 
aus dem Regierungslager hat der Bundes- 
kanzler den Kommissionspräsidenten eis- 
kalt erpresst. Gerade das hätte im Sinne 
eines erfolgreichen und kraftvollen Starts 
der neuen EU-Kommission, die verloren- 
gegangenes Vertrauen zurückgewinnen 
muss, unter allen Umständen vermieden 
werden können. Wer den Kommissions- 
präsidenten derart mutwillig beschädig1' 
dessen Sinn für europäisches Verantwor- 
tungsgefühl geht ins Bodenlose. 

Zur Rolle Deutschlands 
in der EU 

Bei der Agenda 2000 konnte keine Redu' 
zierung der ungerechtfertigt hohen Nett° 
belastung Deutschlands erreicht werden- 
Wege hierfür hätte es genügend gegeben- 
Ein Einfrieren der Mittel, die Umstellung 
der Eigenmittel auf Kaufkraftparitäten. 
Ko-Finanzierung der Agrarpolitik und o 
Beendigung des Kohäsionsfonds. Keine 
einzige Möglichkeit ist genutzt worden- 
Und während alle anderen europäischen 
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•uerung nach einer Nettoentlastung 
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zu wundern. 

\§    ere Irritationen und Verstimmungen 
list n     • Äußerungen von Ex-Finanzmi- 
Se'j.eJ Fontaine aus, der mit seinem ein- 
letl '|

en v°rstoß einer EU-weiten, radika- 
Qr R^

Uernarmonisierung insbesondere 
I    'Britannien vor den Kopf stieß. Die 
r'chtrlnUte Blockade bei der Altauto- 
das  !["le bleibt ebenso in Erinnerung wie 
Ko'I ^Urchdrücken" Hombachs als EU- 
die •'nator für den Balkan. Bald mussten 
SchefUr0päiscnen Staats" und Regierung- 
buch Serlcennen' dass sie sich mit Hom- 
habpn

e!n Veritables Kuckucksei ins Nest 
Den anlassen. 

D 
ettantismus und Arroganz 

nern a?f° bei Unseren europäischen Part- 
solcherlei Kamikaze-Aktionen 

egierungen höchst zufrieden waren, wur- 
e die Nettozahlerposition Deutschlands 

auf viele Jahre hin festgeschrieben. 

ie Regierung Schröder hat das von Hel- 
ut Kohl in langen Jahren erfolgreicher 
rbeit angesammelte europäische Kapital 
nd Ansehen Deutschlands zu einem 

§roßen Teil verspielt. Die rot-grüne Bun- 
desregierung hat diplomatisches Porzell 

zerschlagen, was bei einigen unserer 
Ur°päischen Partner dazu geführt hat, 
eutschland wieder mit Reserviertheit 

nd Misstrauen zu begegnen. 

j^jne Fülle von 
'^Verständnissen 

en Anfang machten die polternden Äuße- 
j n§en Schröders, das deutsche Geld wer- 
g m Europa „verbraten". Die langjährigen 
^ernuhungen Theo Waigels, um Verständ- 
ig, ein berechtigtes Anliegen Deutsch- 
auf • 'n ^er ^acrie zu werben, wurde damit 
^ einen Schlag zunichte gemacht. Man 
de Up      S'cn m der Folge über mangeln- 
pQ

S Entgegenkommen bei der deutschen 
nicht 
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war verheerend und macht das wahre Aus- 
maß der von der Regierung Schröder zu 
vertretenden Schäden deutlich. Es ist da- 
mit zu rechnen, dass Dilettantismus und 
Arroganz bei den übrigen Mitgliedstaaten 
noch lange als „Markenzeichen" Schrö- 
derscher Europapolitik in Erinnerung blei- 
ben werden. 

Front gegen das EU-Parlament 
Mit der Nominierung von Frau Schreyer 
und Herrn Verheugen für die EU-Kom- 
mission hatte Bundeskanzler Schröder so- 
wohl Romano Prodi als auch die 
CDU/CSU brüskiert. Als einziger der Re- 
gierungschefs der großen Mitgliedstaaten 
ignorierte Schröder starrköpfig die Forde- 
rung Prodis nach einer parteipolitisch 
ausgewogenen Kandidatenliste. Schröders 
Entschluss, die beiden deutschen Kandida- 
ten aus dem Regierungslager zu benen- 
nen, war ein Schlag ins Gesicht der 
Wähler, 
die am 13. Juni den Unionsparteien die 
Mehrheit im Europäischen Parlament 
gaben. Schröder weigerte sich, die neuen 
Mehrheitsverhältnisse im Europäischen 
Parlament anzuerkennen und stellte Kom- 
missionspräsident Prodi bloß, der eine 
ausgewogene Besetzung der deutschen 
Kommissionspositionen bevorzugt hätte. 
Zum Dank dafür wurde Deutschland mit 
einem de-facto-Juniorkommissar Verheu- 
gen abgespeist. 

Den deutschen Interessen 
großen Schaden zugefügt 
Es bleibt als Fazit, dass diplomatische 
Fehler und das nassforsch-arrogante Auf- 
treten des Bundeskanzlers die erfolgreiche 
Europapolitik der Regierung Kohl in Fra- 
ge gestellt haben. Schlimmer noch, so- 
wohl den deutschen Interessen als auch 
dem europäischen Gesamtinteresse sind 
von der Regierung Schröder bleibender 
Schaden zugefügt worden. 
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Regierung nutzt Neukonzeption 
als Vorwand für Kürzungen 
Der Vorsitzende der Arbeitsgruppe 
„Vertriebene und Flüchtlinge" der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Hart- 
mut Koschyk, der auch Mitglied des 
Bundestagsausschusses für Kultur und 
Medien und dort zuständiger Bericht- 
erstatter für die Förderung der Vertrie- 
benenkultur ist, kündigte für den 27. 
Oktober eine öffentliche Anhörung im 
Ausschuss für Kultur und Medien zur 
Förderung der Vertriebenenkultur an: 

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
hat diese Anhörung beantragt, da der Be- 
auftragte der Bundesregierung für die An- 
gelegenheiten der Kultur und der Medien, 
Staatsminister Michael Naumann, eine 
Konzeption zur Vertriebenenkulturförde- 
rung des Bundes vorgelegt hat, die von der 
Union strikt abgelehnt wird. Vor allem kri- 
tisiert die CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
• die beabsichtigte Auflösung bewährter 
Einrichtungen der Vertriebenen-Kultur- 
arbeit, 
• die geplante willkürliche Zusammenle- 
gung bislang eigenständiger Einrichtungen 
nach einem unhistorischen Regionalprinzip, 

• die beabsichtigte Einrichtung einer zen- 
tralen Kultureinrichtung, die dem Einfluss 
des Bundes bei der inhaltlichen Arbeit 
ausgesetzt sein würde, sowie 
• die als Vorwand für die Neukonzeption 
genutzte ungerechtfertigte Kritik des 
Bundeskulturbeauftragten wegen der an- 
geblichen Vernachlässigung der grenz- 
überschreitenden Zusammenarbeit und der 
vermeintlich geringen Breitenwirkung der 
bisherigen Kulturarbeit der Vertriebenen. 
Weiter wirft die CDU/CSU-Fraktion Nau- 
mann vor, die Neukonzeption als Vorwand 
zu nutzen, um die in der Regierungszeit 

von Bundeskanzler Helmut Kohl gestie- 
genen Haushaltszuwendungen für die 
Kulturarbeit der Vertriebenen von 4,17 
Millionen DM im Jahre 1982 auf 45 Mil- 
lionen DM im Jahre 1998 zurückführen zu 

wollen. Bereits im Jahre 2000 sinken die 
Mittel für die Vertriebenenkultur im Bun- 
deshaushalt gegenüber 1998 um 6 Milli°' 
nen DM. 

Der Ausschuß wird als anzuhörende 
Sachverständige folgende Persönlichkei- 
ten einladen: 
• Michaela Hriberski (Generalsekretärin 
des Bundes der Vertriebenen) 
• Rudi Klarer (Bundesgeschäftsführer ^ 
djo-Deutsche Jugend in Europa) 

CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
beantragt Anhörung über För- 
derung der Vertriebenenkulti 

• Dr. Peter Becher (Geschäftsführer des 
Adalbert-Stifter-Vereins, München) 
• Prof. Dr. Hubert Orlowski (Germanist- 
Universität Posen) 
• Prof. Dr. Dieter Langewiesche (Sozi«1' 
historiker, Universität Tübingen) 
• Dr. Heinz Timmermann (Bundesinsti^ 
für ostwissenschaftliche und internatio11 

Studien, Köln). 

_ Der Ausschuss wird sich bei dieser 
Anhörung mit folgenden Fragen befass 
• Sollte die Verpflichtung des Bundes 
und der Länder gemäß § 96 des Bundes- 
vertriebenengesetzes (BVFG), das Kun 
gut der Vertreibungsgebiete in dem Be' ^ 
wußtsein der Vertriebenen und Flüchtli 
ge, des gesamten deutschen Volkes un 
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Neue Vereinbarung Strom hält Weg 
für Wettbewerb frei 

Zur Paraphierung der 
Verbändevereinbarung Strom der 
Verbände VDEW, DVG, ARE, 
yKU, VIK und BDI erklärte der 
wirtschaftspolitische Sprecher der 
cDU/CSU-Bundestagsfraktion, 
Gunnar Uldall: 
U|e Eckpunkte der Verbändevereinba- 
rung Strom sind eine gute Nachricht 
für die weitere Marktöffnung und den 
Wettbewerb auf dem deutschen Strom- 
Warkt. Diese freiwillige Vereinbarung 
der Wirtschaft, die noch von den deut- 
schen und europäischen Wettbewerbs- 
behörden geprüft werden muss, ist 
einer gesetzlichen Regelung seitens 
aes Staates immer vorzuziehen 

Mit der neuen Vereinbarung wird ein 
Preiswerter, diskriminierungsfreier, 
transparenter und börsentauglicher Zu- 
gang den Stromnetzen für alle Anbie- 
er ermöglicht. Dies ist entscheidend, 
amit Unternehmen und auch private 

Kunden weiter von sinkenden Strom- 
Preisen profitieren können. 

le positiven preislichen Auswirkun- 
gen auf die privaten Haushalte sind 
rneblich: Mit den neuen Stromtarifen 

kann ein durchschnittlicher 4 Perso- 
nen-Haushalt 300 DM pro Jahr einspa- 
ren, bei größeren Haushalten kann der 
Betrag bis zu 1.000 DM pro Jahr aus- 
machen. Gerade kinderreiche Familien, 
die einen besonders hohen Stromver- 
brauch haben, sind hier betroffen und 
können auf Entlastung hoffen. 

Das Einsparpotential von Handwerks- 
betrieben und kleineren mittelständi- 
schen Unternehmen, die ebenfalls zu 
den Tarifkunden zählen, liegt um ein 
Mehrfaches darüber. Die wirtschafts- 
wissenschaftlichen Institute haben für 
die nächsten zwei bis drei Jahre insge- 
samt Strompreissenkungen mit einem 
Volumen von 15 bis 20 Mrd. DM 
errechnet, die zu einer erheblichen 
Entlastung der Volkswirtschaft und 
mittelbar zur Entstehung vieler neuer 
Arbeitsplätze führen würden. 

Die Bundestagsfraktionen von SPD 
und Bündnis 90/Die Grünen sollten 
daher ihre Forderungen, die den 
Strommarkt durch die geplante Ein- 
führung von Quoten und die Abschot- 
tung der Stadtwerke vom Wettbewerb 
strangulieren würden, unverzüglich 

Wejt 
Uslarides zu erhalten, geändert bzw. 

^   ^entwickelt werden? Und falls ja, 
*• u? Welchen Schwerpunkten, 

BVPr?aZU eine Änderung des § 96 
^ U •       notwend'g? 

ten de
e "^urteilen Sie die vom Beauftrag- 

heiten
r, Undesregierung Tur Angelegen- 

legte j, 
er Kultur und der Medien vorge- 

fc.        0nzeption vor allem mit Blick auf 

den 7
Usftihrung zur grenzüberschreiten- 

^"sarnmenarbeit, 

• die Ausführung zur Breitenwirkung der 
bisherigen Kulturarbeit der Vertriebe- 
nen, 

• die beabsichtigte Einrichtung einer 
Zentralen Kultureinrichtung („Kultur- 
stiftung für das östliche Europa") und 
die Auflösung bestehender Einrichtun- 
gen, 

• die beabsichtigte Neustrukturierung 
von Einrichtungen nach dem „Regio- 
nalprinzip"? 
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Deutschland braucht eine 
durchgreifende Steuerreform 

für Wachstum und Beschäftigung 
An der Arbeitslosigkeit wollte sich die 
Bundesregierung messen lassen. Gut 
ein Jahr nach dem Regierungswechsel 
ist der Aufschwung ins Stocken geraten 
und der Abbau der Arbeitslosigkeit 
kommt nicht mehr voran. Unter Ver- 
antwortung der CDU verringerte sich 
die Arbeitslosigkeit von September 1997 
zu September 1998 um über 340.000 auf 
wieder unter vier Millionen Menschen 
ohne Arbeit. Unter Verantwortung der 
SPD ist die Arbeitslosigkeit im Jahres- 
vergleich von September 1998 zu Sep- 
tember 1999 gerade einmal 22.000 Ar- 
beitslosen gesunken. 

Von der frühern Dynamik beim Abbau der 
Arbeitslosigkeit ist nicht viel geblieben. 
In den ersten neun Monaten diesen Jahres 
haben 345.000 Menschen weniger eine 
Arbeit gefunden als noch im entsprechen- 
den Vorjahreszeitraum. Das bedeutet einen 
gravierenden Rückschritt beim Abbau der 
Arbeitslosigkeit. Die Bundesregierung hat 
die Meßlatte gerissen. Nun zeigt sich, wer 
die Wachstumskräfte nicht stärkt, der wird 
nur den Mangel verwalten und eine Ab- 
wärtsspirale vorantreiben. 

Der Abbau der Arbeitslosigkeit verlangt 
statt Verunsicherung, Chaos und Konzep- 
tionslosigkeit in der Finanz-, Wirtschafts- 
und Sozialpolitik eine gleichgewichtige 
Politik aus der Stärkung der Wachstum- 
skräfte, die mehr Dynamik in der Wirt- 
schaft und am Arbeitsmarkt auslöst, und 
aus einer sparsamen, aber investitions- 
und beschäftigungsfördernden Ausgaben- 
politik. 

Eckpunkte der Union für 
ein modernes, einfaches und 
gerechtes Steuerrecht 

Notwendig bleibt angesichts der Lage am 
Arbeitsmarkt eine wirklich durchgreifend 
Steuerreform mit einer deutlichen und 
kräftigen Senkung aller Steuersätze vom 
Eingangs- bis zum Spitzensteuersatz, bei 
der Einkommensteuer wie bei der Körpef 

schaftsteuer: 

• Die Union will die Steuerzahler um 
deutlich über 30 Milliarden DM netto ent- 
lasten. Eine spürbare Entlastung ist not- 
wendiger denn je, wenn es gelingen soUi. 
Wachstum zu fördern und die Kaufkraft 
stärken. Ohne die Blockade von Schröder- 
Lafontaine und Eichel könnte die Entla- 
stung bereits heute in Kraft sein und gfel 

ten. Das Steuerchaos aus „Steuerbela- 
stungsgesetz 1999/2000/2002" und ,,Ok°' 
steuern" ist ein verlorenes Jahr. Statt 
Steuerentlastung bringt es den Steuer/-3 

lern lediglich Steuererhöhungen und -ulT1 

Verteilungen. Wachstum, Beschäftigung 
und Kaufkraft werden so nicht gefördert- 

• Dreh- und Angelpunkt einer Wachs- 
tums-, leistungs- und beschäftigungs- 
freundlichen Steuerreform ist die durcRe 
hende Senkung der Steuersätze. Den £-' 
gangssteuersatz wollen wir in Richtung 
15 Prozent und den Spitzensteuersatz a 
unter 40 Prozent senken. Wir streben m^ 
gesamt einheitliche Höchststeuersätze 
allen Einkunftsarten an. Die Tarifbegre" 
zung für betriebliche Einkünfte, die de' 
Einkommensteuergesetz nach § 32c c. 
unterliegen kann so entfallen. Niedrige 
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euersätze ermöglichen den Abbau von 
euerlichen Vergünstigungen und Aus- 

e'arirnen. Das Steuerrecht wird dadurch 
"wacher und durchschaubarer. 

% Ri- 
te -hUr ^nternehmen muss die Steuerreform 
£Cntsformneutral bleiben. Ein einseitige 
^egünstigung der Großunternehmen zu 
m

asten des Mittelstandes, der kleinen und 
j k 

l^ren Unternehmen, wie es die Schrö- 
^r-Regierung plant, ist von „großer volks- 

»•tschaftlicher Naivität", wie Professor 
de ?n !^ornDurg' Finanz Wissenschaftler an 

r Universität Hannover auf der Jahresta- 
te n|.des.yere'ns für Socialpolitik ausführ- 

• >,Wir Ökonomen können der Bundes- 
yßierung eigentlich nur einen Rat geben: 
fe 

r2lcnlen sie auf diese Reform." so Pro- 
ss°r Homburg (Die Welt, 6.10.1999). 

die pternat'onale Erfahrungen als auch 
De Nahrungen der achtziger Jahre in 
$t 

utschland mit der bis heute größten 
ÜMU?,rentlastUng von über 50 Milliarden 
bes   

aben gezeigt, dass strukturelle Ver- 
ün(jSerungen mit niedrigen Steuersätzen 
sPü u'en^er Ausnahmen und mit einer 
tis    aren Nettoentlastung einen nachhal- 
sch "f  eitrag für mehr Wachstum und Be- 
isl 

dttlgung leisten. Allein in Deutschland 

nen AgKlungen' bis 1992 rund 3'2 Milli°- 
strukt        platze ZU schaffen- Durch die 

Steu 
Ure"en Verbesserungen unseres 

$eike.rf
systerns trifft so ein erheblicher 

strinanzierungseffekt ein. 

Stuf 
en" wir frühzeitig Klarheit über die 

der B° und 2003 schaffen. Wir haben 
sain e

-      sregierung angeboten, gemein- 
Um?u

m Solcnes Konzept möglichst rasch 
^rube612611' ZU verabschieden und uns auch 
te y0n r*M verständigen, wie die Haushal- 
Steuer  f nd' Ländern und Gemeinden die 

""erorm verkraften können. 

eJs Glaubwürdigkeitslücke 
eArh • 

drüekene/i!l0sigkeit ist irnmer nocn be_ 
Und So    i1 °ch- Die Finanz"' Wirtschafts- 

^alpolitik hat keine Impulse ge- 

e- 

ie 

setzt. Dennoch verweigert sich die Schrö- 
der-Regierung einer durchgreifenden 
Steuerreform, obwohl bei Wissenschaft, 
Wirtschaft, gesellschaftlichen Gruppen 
und den vielen Steuerzahlern Konsens 
über den dringenden Modernisierungsbe- 
darf im deutschen Steuerrecht besteht. Mit 
fadenscheinigen und unseriösen Behaup- 
tungen versucht die Schröder-Regierung 
ihre Blockade- und Obstruktionspolitik 
aus Oppositionszeiten bei der Steuerpoli- 
tik in ihrer Regierungspolitik in unverant- 
wortlicher Weise fortzusetzen. 

Alibi-Behauptung Nr. 1: 
Eine durchgreifende Steuer- 
reform sei mit dem Vertrag 
von Maastricht unvereinbar. 

Richtig ist, die Union hat, nachdem die fi- 
nanzpolitischen Weichen für den Aufbau 
gestellt waren, die Weichen für die Rück- 
führung der Neuverschuldung gestellt. 
Mit unserer Spar-, Konsolidierungs- und 
Wachstumspolitik ist es uns gelungen, 
nicht nur die Rezession von 1992/93 zu 
überwinden, sondern auch die Neuver- 
schuldung deutlich unter die 3-Prozent- 
Marke des Vertrages von Maastricht zu 
senken. Die SPD hat dagegen immer wie- 
der gefordert, das Ziel der Senkung der 
Neuverschuldung massiven Ausgabenstei- 
gerungen für teuere Beschäftigungspro- 
gramme unterzuordnen. Weil wir diesen 
Weg unseriöser und unsolider Ausgabe- 
nerhöhungen nicht gegangen sind, lag die 
Neuverschuldung der öffentlichen Haus- 
halte 1997 bei 2,7 Prozent und 1998 bei 
nur noch 2,1 Prozent. Wenn sich nun die 
Bundesregierung als Gralshüter des Ver- 
trages von Maastricht darzustellen ver- 
sucht, muss sie sich im übrigen fragen las- 
sen, warum die Bundesregierung in ihrer 
EU-Präsidentschaft im Frühjahr 1999 
Italien eine Ausweitung der Neuverschul- 
dung unterhalb der 3-Prozent-Marke zuge- 
lassen hat. 
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Alibi-Behauptung Nr. 2: 
Eine durchgreifende Steuer- 
reform sei mit Artikel 115 
Grundgesetz nicht vereinbar. 

Richtig ist, dass die Bundesregierung aus 
eigenem Versagen, an die Grenze zur Ver- 
fassungswidrigkeit gefahren hat. Mit dem 
Bundeshaushalt 1999 hat sie anstatt zu 
Sparen und zu Investieren, die Ausgaben 
um rund 30 Milliarden DM ausgeweitet 
und die Investitionen mit Buchhaltertricks 
schön gerechnet. Statt kraftvoll zu sparen, 
wie es die Bundesregierung angekündigt, 
sinkt der Bundeshaushalt 2000 gerade 
einmal um 7,5 Milliarden DM und in den 
folgenden Jahren erreichen die Ausgaben 
neue Höchstwerte. Von sparsamer Ausga- 
bepolitik, die kommende Generationen 
entlasten soll, keine Spur. Statt Investitio- 
nen und damit Beschäftigung zu fördern, 
kürzt die Bundesregierung gerade beim 
Aufbau Ost überproportional, bei Investi- 
tionen in Infrastruktur, Forschung und 
Entwicklung. Der Zick-Zack-Kurs der 
Bundesregierung und das Versagen bei der 
Schaffung von Spielräumen für die Entla- 
stung der Bürgerinnen und Bürger ist die 
finanz- und wirtschaftspolitische Bankrot- 
terklärung der Schröder-Regierung. 

Alibi-Behauptung Nr. 3: 
Eine durchgreifende Steuer- 
reform ginge zu Lasten kom- 
mender Generationen. 

Richtig ist: Mit dem Hinweis auf die Höhe 
der Bundesschulden von rund 1,5 Billionen 
DM versucht die Bundesregierung erneut. 

die jungen Generationen vorzuschieben, 
um von ihrem eigenem eigenen Versagen 
und ihrer Mitverantwortung abzulenken. 
Ohne die Blockade- und Obstruktionspoli- 
tik von Schröder, Lafontaine und Eichel im 
Bundesrat bei Einsparungen zur Entlastung 
der Haushalte bei Bund, Ländern, Gemein' 
den und Sozialversicherungen könnten wir 
bereits erheblich weiter sein. Mit ihrer Re- 
formunfähigkeit in der Steuerpolitik hält 
die Schröder-Regierung jungen Generatio- 
nen bessere Perspektiven am Arbeitsmarkt 
vor. Sie flüchte aus ihrer Verantwortung 'n 

Formelkompromisse beim Bündnis für Ar- 
beit, falsche Konzepte für den Arbeitsmark 
bei 630-DM-Jobs, Selbständigkeit und 
durch teure, aber wenig wirkungsvolle Be- 
schäftigungsmaßnahmen für Jugendliche- 

Die Union will dagegen mit einer tiefgrei" 
fenden Steuerreform nachhaltige Beschäl 
gungserfolge ermöglichen und damit gera' 
de auch für die jüngeren Generationen Af' 
beitsplätze erhält und schafft. So haben <J|ß 

Steuersenkungen in den achtziger Jahren' 
Deutschland zu einem an Stärke gewinne 
den Aufschwung geführt. Die Folge ware' 
ein deutlicher Rückgang der unter Verant- 
wortung der SPD von 0,13 Millionen Ar- 
beitslosen 1970 auf 2,26 Millionen Art*1*' 
lose 1983 angestiegenen Arbeitslosigkeit- 
Bis 1992 konnte die Zahl der Arbeitslosen 
auf 1,8 Millionen gesenkt und zugleich 
3,2 Millionen neue Arbeitsplätze geschai- 
fen werden. Diese Beschäftigungserfolg 
wären ohne eine Steuerreformpolitik nac 
den Leitlinien niedrige Steuersätze, wen 
ger Ausnahmen verbunden mit einer spu 

baren Nettoentlastung für Bürger und Un 
ternehmen nicht möglich gewesen. Für J 
ge Menschen werden so Perspektiven tu 
die Zukunft geschaffen. 

j INTERNET 
http://www. 
cdu.de 

^T-ONLINE 
*CDU# 

jX400 
c= de; a = dbp; 
p = cdu; s = bunö 

E-MAIL: post@www.cdu.de 
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Aus der Arbeit der Konrad-Adenauer-Stiftung 

»Bubers Gedanken erlangten Ein- 
tllJss auf die politische Kultur im 
westlichen Teil des im 'Kalten Krieg' 
Qespaltenen Deutschland und gaben 
9erade dem christlich-jüdischen Ge- 
spräch entscheidende und nachhal- 
te Impulse." So eine Passage des 
^chreibens, mit dem die Konrad- 
Adenauer-Stiftung e.V., gemeinsam 
•jW den Gesellschaften für Christlich- 
Jüdische Zusammenarbeit - Deut- 
scher Koordinationsrat e.V., zu einer 
achtagung im Bildungszentrum 

Schloss Eichholz einlädt. 

Ir" Mittelpunkt der Veranstaltung 
stehen Martin Bubers Wirken in 
Deutschland und Israel sowie das 
jjeue" im Denken dieses 1878 in 
W|en geborenen, 1938 aus Deutsch- 
end emigrierten und 1953 mit dem 

r|edenspreis des Deutschen Buch- 
handels geehrten jüdischen Religi- 
. ^Philosophen, politischen Essay- 

ten und pädagogischen Denkers. 

Thema/Termin: 

Veranstaltung Nr. 288 

N®JJe Wege nach dem Holocaust 
j~ Martin Buber, die deutsch- 

raelischen Beziehungen und 
er christlich-jüdische Dialog 

gchtagung 
C/0"S 29. Oktober 1999 

Eini9e der Themen: 

lar!^rtin Bubers Wirken in Deutsch- 
end bis 1938 

deutarÜn Buber und das Ende der 
CSch-jüdischen Symbiose 

• Buber in Israel: 
Politische Haltung und Wirkung 

• Impulse Bubers für die Erwach- 
senenbildung in Israel und Deutsch- 
land 

• Buber in den Medien 

• Zum Problem von Dialogik und 
Gerechtigkeit bei Martin Buber und 
Emmanuel Levinas - Eine Heraus- 
forderung für das Christentum 

Unter den Mitwirkenden: 

• Prof. Dr. Maurice Friedman, 
S. Diego Institute of Dialog. Psycho- 
therapy 

• Dr. Ansgar Koschel, Bad Nauheim 
Generalsekretär der Gesellschaften 
für Christi.-Jüd. Zusammenarbeit - 
Deutscher Koordinierungsrat e.V. 

• Prof. Dr. Werner Licharz, Esch- 
born Universität Frankfurt, FB Evan- 
gelische Theologie 

• Prof. Dr. Joseph Wohlmuth, Bonn 
Universität Bonn, Kath.-Theolog. Fa- 
kultät 

• Prof. Dr. Kaiman Yaron, Jerusalem 
Universität von Jerusalem, Martin 
Buber Institut für Erwachsenenbil- 
dung 

Weitere Informationen/Anmeldungen: 

Konrad-Adenauer-Stiftung e.V. 
Bildungszentrum 
Schloss Eichholz 
Postfach 1331 
50387 Wesseli ng 
Fax Nr. 022 36/7 07-2 30 
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Das aktuelle politische Buch 

Zeitenwende - Wendezeiten 
Jürgen Rüttgers, Landesvorsitzender der 
CDU-NRW und Spitzenkandidat der Uni- 
on für die Kommunale Landtagswahl im 
nächsten Frühjahr in Nordrhein-Westfa- 
len, hat ein bemerkenswertes Buch ge- 
schrieben unter dem Titel „Zeitenwende - 
Wendezeilen". Das Buch wurde kürzlich 
in Anwesenheit des Parteivorsitzenden 
Wolfgang Schäuble in Berlin vorgestellt. 
Das Buch sei, so Schäuble, ein Stück weit 
der Ertrag seiner (Rüttgers) Arbeit als 
Bundesminister für Forschung und Tech- 
nologie in der Regierung Kohl. Eine 
große Veränderung, über die sich Rüttgers 

Gedanken gemacht habe, sei die 
Veränderung der Kommunikationsmed'W'1 

Auf dem Weg in das lnformationszeitalt& 
sei die Wissenschaftsgesellschaft eine 
große Chance. 

Rüttgers sagt über sein Werk, die Wissens- 
gesellschaft habe den Vorteil, dass WisS& 
der einzige Rohstoff sei, der sich durch 
Gebrauch vermehrt. 

Jürgen Rüttgers: Zeitenwende - Wen- 
dezeiten - Das Jahr-2000-Projekt: D»e 

Wissensgesellschaft. Siedler Verlag, 
Berlin, 1999. 224 Seiten, 39,90 DM- 

Wolfgang Schäuble und Jürgen Rüttgers bei der Präsentation von Rüttgers Buch 
„Zeitenwende - Wendezeiten". 
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Hohe Auszeichnung für Bernd Seite 
111 24. September wurde im Rahmen 

^ner Feierstunde im Bundeshaus in 
nn dem ehemaligen Ministerpräsi- 

^ nten von Mecklenburg-Vorpommern, 
• oerndt Seite, mit dem Bundesver- 

\vunStkreuz aus8ezeichnet. Berndt Seite 
di n  damit für sein Engagement für 

,e Demokratie geehrt. 

N^rndt Seite gehörte 1989 als Sprecher des 
n 

Uen Forum in Röbel zu jenen Bürgerin- 
AnfUnC* Burgem, die durch ihr mutiges 

Uftreten in der Wendezeit 1989/90 die 
ni(!!!|ISChe und gesellschaftliche Wende er- 
'n if u*11 haben- ,n seiner Zeit als Landrat 
der w    hat Berndt Seite die Ergebnisse 

dur j^ende in der öffentlichen Verwaltung 
den    Und Llmgesel/t- Als Generalsekretär 
ner   andes-CDU stand er der Partei in ei- 
Un .^

lchtigen Phase der Neuausrichtung 
Umstrukturierung zur Verfügung. 

2endela Merkel- die CDU-Landesvorsit- 
^   e von Mecklenburg-Vorpommern, 

hob hervor, dass Berndt Seite als zweiter 
Ministerpräsident von Mecklenburg-Vor- 
pommern in schwierigen Jahren den Kurs 
des Landes bestimmt und wichtige Eck- 
pfeiler für die Zukunft des Landes gesetzt 
hat. So wurden in dieser Zeit u.a. die Wei- 
chen für die Umstrukturierung der Wirt- 
schaft des Landes hin zu zukunftsfähigen 
Technologie- und Dienstleistungsbranchen 
gestellt, die Werften gesichert, die wichti- 
gen Infrastrukturvorhaben A 241 und A 20 
durchgesetzt und die Planung des Trans- 
rapid auch landesseitig abgesichert. In den 
Jahren als Ministerpräsident hat er sich 
immer für unsere östlichen Nachbarn in 
Polen und im Baltikum stark gemacht und 
den Ausbau der politischen und wirt- 
schaftlichen Kontakte zu diesen Staaten 
vorangetrieben. Die CDU-Landtagsfrakti- 
on würdigte Seiters Verdienste auf einem 
Empfang am 28. September im Schweri- 
ner Schloss. 

Sckh 
Rehberg dankt Berndt Seite im Namen der Landtagsfraktion 
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UNION BETRIEBS GMBH 
POSTFACH 2449 
53014 BONN 
PVSt, DEUTSCHE POST AG 
ENTGELT BEZAHLT. 

Zu dem Familienpoliti- 
schen Leitantrag ist 
auch eine Dokumenta- 
tion unter dem Titel 
.Familien in Deutsch- 
land" erschienen. Sie 
kann bestellt werden, 
solange der Vorrat 
reicht, unter der 
Fax-Nummer: 
02 28/544-482 in 
der CDU-Bundes- 
geschäftsstelle. DC 
Text ist auch im 
Internet unter 

-,(QJ 
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